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Anhörung von Sachverständigen 
Enquetekommission III 

"Genehmigungsverfahren" 
am 5. September 2025 

10.00 Uhr bis (max.) 13.00 Uhr, Raum E1 D05, Livestream  
Fragenkatalog 

 

 
1. Wie schätzen Sie den Stand der Genehmigungsverfahren aktuell ein? Ist die 

Frage der Genehmigungen aktuell ein Engpass für Investitionen im 
Wassersektor? 
 

Die Genehmigungsverfahren dauern aktuell oftmals sehr lange (z.T. mehrere 
Jahre) und haben einen großen Umfang (z.T. mehrere bis viele Ordner). Dadurch 
wird viel Personal gebunden. Dies umfasst jedoch nicht nur die eigentliche 
Verfahrensdauer nach Einreichung der Unterlagen, sondern auch die 
vorlaufenden Planungszeiträume. Die Erarbeitung und Abstimmung der 
erforderlichen, umfangreichen Entwurfsunterlagen mit den benötigten 
Fachplanungen bzw. -gutachten. dauert z.T. sehr lange. 
Das kann dazu führen, dass Unterlagen/Gutachten im Verfahrensablauf altern und 
aktualisiert werden müssen. 
Dazu gibt es Personalengpässe bei den Genehmigungsbehörden, so dass z.T. 
Prioritätenlisten für die Abarbeitung der Anträge gestellt werden müssen. 
Von daher ist der insgesamt lange Planungs- und Genehmigungsprozess und der 
dafür benötigte Personal- und Mitteleinsatz ein Nadelöhr für die Umsetzung von 
Maßnahmen im Wassersektor. 

 
 

2. Welche Erfahrungen haben Sie in den letzten Jahren mit Genehmigungs-
verfahren im Bereich der Wasserwirtschaft gemacht – und wo erleben Sie 
konkret Verzögerungen oder unnötige Komplexität? Sind die Geneh-
migungsverfahren aus Ihrer Sicht vergleichbar oder liegen die zeitkritischen 
Genehmigungsschritte bei jedem Verfahren an anderer Stelle? 

 
Die Verfahren sind sehr umfassend und dementsprechend sind die 
einzureichenden Unterlagen sehr umfangreich. Jedes Verfahren hat hierbei seinen 
eigenen Charakter und eigene Betroffenheiten. 
Immer wiederkehrende, zeitintensive Themen sind jedoch: 

- die mangelnde Flächenverfügbarkeit in intensiv genutzten Einzugsgebieten. 
- der rein konservierend gedachte Arten-, Biotop- und vor allem Bodenschutz. 

Hier wären mehr Handlungsspielräume vor allem für Planungen mit 
maßgeblich ökologischer Zielsetzung (z. B. Renaturierungen) hilfreich. 
Denn natürlich müssen immer Flächen mit ökologischen Funktionen in 
Anspruch genommen werden. Aber nach Umsetzung der 
Planungsmaßnahme entstehen dann – anders als bei anderen Eingriffen – 
neue, aber eben andere wertvolle Biotope/Bodentypen:  
Beispiel: Die Lippe soll in einem Renaturierungsabschnitt entsprechend dem 
Leitbild umgestaltet werden. Dadurch besteht jedoch die Gefahr der 
temporären, baubedingten Beeinträchtigung eines FFH-Lebensraumtyps 
(Unterwasservegetation). Allerdings ist die Renaturierung Grundlage für 
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seinen langfristigen Erhalt. Muss dieser Sachverhalt noch in einer vertieften 
FFH-Prüfung bewertet und im Verfahren behandelt werden? 

 
3. Worin liegen die maßgeblichen Gründe für langwierige Genehmigungs-

verfahren? Welchen zentralen rechtlichen Hürden oder Konkurrenzen zu 

anderen Rechtsgebieten gibt es, die die Projekte verzögern? 

 

Die einzureichenden Genehmigungsunterlagen werden immer umfangreicher. Zur 

eigentlichen Fachplanung der Maßnahme kommen Fachgutachten zur 

Hydrologie/Hydraulik, zum Bodenmanagement, eine Umweltverträglichkeits-

studie, ein Landschaftspflegerischer Begleitplan, ggf. Lärm, Verkehrsgutachten, 

etc. hinzu. Alle diese Gutachten müssen erarbeitet werden. 

Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens sind diese dann von den Beteiligten zu 

prüfen. Dies und die ggf. erforderlichen Ergänzungen benötigen Zeit. 

 

4. Wie kann eine moderne Verwaltung bei Zielkonflikten zwischen konkur-
rierenden Rechtsbereichen und Aufgaben der Daseinsvorsorge – zum Beispiel 
in den Bereichen „Hochwasserschutz“ oder „Trinkwasserversorgung“ – eine 
nachvollziehbare, rechtssichere und zugleich handlungsorientierte Abwägung 
vornehmen? Welche Rahmenbedingungen kann und sollte das Land NRW 
schaffen, um rechtssichere Entscheidungen sicherzustellen? 
 

Zielführend wäre es, wenn bei Vorhaben der wasserwirtschaftlichen 
Daseinsvorsorge die konservierenden Fachthemen anders gewichtet würden.  
Anders als z.B. bei Straßenbau- oder Industrievorhaben haben die Zielzustände 
meist einen (hohen) ökologischen Wert. Hilfreich könnte hier ein vorher – nachher 
Vergleich des aktuellen und Zielzustands in Hinblick auf ökologische Kenngrößen 
sein. Immer mit dem Wissen, dass das Vorher anders ist als das Nachher - aber 
beide Zustände gleichwertig sein können. 
Beispiel Bodenschutz: Inanspruchnahme von Braunerden mit hoher 
Ertragsfunktion und Entwicklung von Auenböden mit ökologischer 
Regelungsfunktion oder wichtiger Ökosystemfunktion. 

 
5. Wie lassen sich Genehmigungsverfahren im Wassersektor aus Ihrer Sicht 

beschleunigen, ohne dabei die Ziele des Umwelt- und Gewässerschutzes oder 

anderer konkurrierender Rechtsgebiete zu gefährden?  

 

Beschleunigend könnte sein, wenn Fachgutachten nur mit den zuständigen 

Fachbehörden abzustimmen sind. Diese Abstimmung wäre dann im Rahmen des 

Genehmigungsverfahrens nur der Genehmigungsbehörde vorzulegen, aber nicht 

weiter im Verfahren zu verhandeln. 

Wenn zu einzelnen Themen kein Konsens des Antragsstellers mit Fachbehörden 

oder anderen Beteiligten erzielt werden kann, sollte der strittige Sachverhalt von 

der federführenden Genehmigungsbehörde eigenständig Kraft Amtes entschieden 

werden. Die Erzielung eines Konsenses wird jedoch oftmals von der 

Genehmigungsbehörde an den Antragssteller zurückdelegiert. Dieser hat jedoch 

häufig nicht die dafür erforderlichen Moderationsmöglichkeiten / 
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Entscheidungshoheiten. Diese Rückdelegierung führt zu erheblichen Zeitverlusten 

bzw. kann letztendlich die gesamte Maßnahme in Frage stellen. 

Beispiel: wenn eine Renaturierung von Seiten des Bodenschutzes wegen der 

Abgrabung von Boden abgelehnt wird, kann der Maßnahmenträger dieses 

Problem nicht lösen. Hier hilft nur die Entscheidung der Genehmigungsbehörde 

welches Schutzgut höher gewichtet wird. 

 

6. Mit welchen finanziellen Mehrbelastungen ist bei Vorhaben im Wassersektor zu 

rechnen, wenn Genehmigungsverfahren unnötig verzögert werden? Können 

Sie Beispiele benennen?  

 

Genau zu beziffern ist dies nicht – dafür sind die Verfahren zu unterschiedlich. Der 

Schaden kann jedoch immens sein, wenn z.B. der Hochwasserschutz nicht 

rechtzeitig fertig wird. 

 

7. Wie bewerten Sie die derzeitige Zuständigkeitsverteilung bei wasserrechtlichen 

Genehmigungen zwischen Bezirksregierungen, Landesbehörden, Kreisen und 

kreisfreien Städten in NRW? Welche strukturellen Anpassungen würden Sie 

empfehlen, um die Bearbeitung von Anträgen effizienter zu gestalten?  

 

Die Zahl der Beteiligten (Fachbehörden / behördlichen Ebenen) ist in den 

Verfahren oft sehr hoch. Dies führt auf keinen Fall zu einer 

Verfahrensbeschleunigung. Oftmals sind mehrere Behörden zu ein und derselben 

Thematik/Schutzgut zu beteiligen (Obere, Höhere und/oder Untere Fachbehörde). 

Dies könnte gestrafft werden, wenn nur eine behördliche Hierarchie-Ebene für den 

jeweiligen Fachaspekt als zuständig benannt wird. 

Beispiel. Bei Verfahren bei denen Ortskenntnis erforderlich ist, wäre die 

Beteiligung der Unteren Fachbehörde zielführend. 

 

8. Welche Möglichkeiten sehen Sie, Genehmigungsprozesse in der Wasser-

wirtschaft zu beschleunigen und wie beurteilen Sie diese (zum Beispiel 

Genehmigungsfiktionen, Selbstgenehmigungen oder Ansätze, wie sie 

beispielsweise in den Niederlanden angewandt werden?) 

 

Vorschläge: 

- Wahrnehmen von Entscheidungs- und Abwägungsmöglichkeiten durch die 

Genehmigungsbehörde. Die Rückdelegierung der Klärung problematischer 

Themen auf den Antragssteller ist wenig zielführend, da dieser nicht über die 

erforderlichen Entscheidungsmöglichkeiten verfügt. 

- Es sind Lösungen nötig für die rechtzeitige Flächenverfügbarkeit für 

Maßnahmen der wasserwirtschaftlichen Daseinsvorsorge. 

- Bei wasserwirtschaftlich-ökologisch ausgerichteten/ orientierten Planungen (z. 

B. Renaturierungen): den konservierend orientierten Arten-, Biotop- und 

Bodenschutz stärker der Abwägung unter Berücksichtigung der zukünftigen 

Zielzustände unterziehen.  

- Durchführung von Maßnahmen durch breit aufgestellte Maßnahmenträger 

(z.B. Sondergesetzliche Wasserverbände), mit Kompetenzen zur 

Kommunikation mit Betroffenen/Öffentlichkeit. Ggf. Erweiterung der 

---
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Kompetenzen, so dass Planungs-, Genehmigungs- und 

Umsetzungskompetenz unter einem Dach gebündelt sind. Dies z.B. in 

Pilotprojekten testen und Selbstgenehmigungsmodelle für bestimmte 

Maßnahmenarten ausprobieren. 

 

9. Welche konkreten digitalen Werkzeuge, standardisierten Verfahren oder Leit-

fäden könnten dazu beitragen, Genehmigungsprozesse im Bereich der 

Wasserinfrastruktur zu beschleunigen und gleichzeitig die Planungssicherheit 

für Kommunen, Versorger und Investoren zu erhöhen? 

 

Standardisierte Vorgaben und/oder Leitsätze können hilfreich sein. Diese müssen 

jedoch umfassend eingeführt werden. 

 

10. Wo sehen Sie Ansatzpunkte, um eine durchgehende Digitalisierung ohne Me-

dienbruch sowie eine zentrale Datenhaltung zur Vermeidung von Doppelungen 

zu erreichen? 

 

Die Digitalisierung wird nicht als Hauptproblem für die Dauer von 

Genehmigungsverfahren gesehen. 

 

11. Inwiefern sind die derzeitigen Instrumente zur Öffentlichkeitsbeteiligung noch 
zeitgemäß? Wie könnte die Beteiligung der Öffentlichkeit unter dem Druck zur 
Maßnahmenumsetzung aufgrund des Klimawandels trotzdem effizient 
umgesetzt werden? 
 

Die Maßnahmen zur wasserwirtschaftlichen Daseinsvorsorge bedürfen einer 
Genehmigungsbehörde mit einer hohen Entscheidungsbereitschaft und  
-kompetenz, welche die ihr gegebenen Spielräume ausfüllt. 
Im Rahmen einer frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung sollten die Wünsche und 
Vorstellungen der Bevölkerung gesammelt und ausgewertet werden.  
Dann könnte die Beteiligung während des laufenden Verfahrens auf die 
maßgeblichen Betroffenheiten und Betroffenen beschränkt werden. Die anderen 
interessierten Bürger könnte man über eine kontinuierliche Kommunikation der 
Verfahrensentwicklung z. B. über digitale Plattformen informieren und mitnehmen. 

 
12. Sehen Sie künftig Herausforderungen bei der Erteilung von Wasserrechten im 

Hinblick auf das verfügbare Wasserdargebot in Zeiten des Klimawandels?  
 

Ja – die Wasservorräte werden knapper aber parallel steigen die Ansprüche. Dies 
wird auf jeden Fall zu Engpässen führen. Das vorhandene und unter 
Klimaprognosen reduzierte Wasserdargebot ist mit den vergebenen und 
beantragten Wasserrechten abzugleichen. Dabei ist der ökologische 
Mindestabfluss im Gewässer und das benötigte zuströmende Grundwasser zu 
beachten. 

 
13. Wie sind Landes- und Regionalplanung, (inter-) kommunale Entwicklungs-

konzepte sowie Umweltplanung anzupassen, um a) eine wasser- und 
hitzeangepasste Landesentwicklungsplanung und Regionalplanung sowie b) 
eine wassersensible Landschafts- und Stadtentwicklung zu ermöglichen? 
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- Es sind vorrangige Ziele für die Wasserwirtschaft in NRW zu benennen. 
- Es sind Flächen anzugeben, die vorrangig für die Ziele der Wasserwirt-

schaft zu sichern sind.  
Vergleichbar z.B. zu Vorranggebieten für Windenergie. Hier sind in der 
Raumplanung Flächen für diese Nutzung reserviert und sie hat dort 
Vorrang vor anderen konkurrierenden Nutzungen, sofern diese nicht mit 
der Windenergienutzung vereinbar sind. Dies schafft Planungssicherheit. 

- Die Vorgaben für eine wasserresiliente Regional- und Stadtentwicklung 
sind auf allen Planungsebenen zu verankern und zu priorisieren. 

- In der vorbereitenden räumlichen Planung könnte ein wichtiger Schritt sein, 
naturbürtig wassersensible Räume und Landschaftsteile (z. B. 
grundwassernahe Flächen, Auen) stärker vor einem baulichen Zugriff zu 
schützen. 

- In der Planung sollten die erforderlichen Flächenbedarfe für eine 
wassersensible Ausgestaltung einer baulichen Nutzung frühzeitig 
berücksichtigt werden (z. B. Retentions- und Versickerungsflächen für 
neue Flächenversiegelungen), um später nicht allein auf rein technische 
Lösungen (z. b. unterirdische Retentionsbecken) angewiesen zu sein. 
Retentions- und Versickerungsflächen leisten nicht nur einen Beitrag zu 
einer nachhaltigen Wasserwirtschaft, sondern sind auch ein wichtiger 
Bestandteil zur Abminderung der (stadt)klimatologischen Folgen des 
Klimawandels und können biodivers gestaltet werden. 

 
14. Erläutern Sie bitte beispielhaft anhand konkreter Projekte, woran diese geschei-

tert bzw. wodurch diese verzögert worden sind. Wie hätten die Verfahren in 
diesen Fällen besser gelingen können? 
 
- Rheindeichsanierung Beekerwerth – Maßnahme zur Verbesserung des 

Hochwasserschutzes auf einer Länge von 2 mal 600 m ist seit 3 Jahren 
im Verfahren. Offene Themen sind Grunderwerb und Bauablauf. Problem 
sind die erforderlichen Flächen sowie die Beeinträchtigungen während 
der Umsetzung. Das Kosten-Nutzen-Verhältnis müsste im Verfahren mit 
den Betroffenen frühzeitig und intensiv kommuniziert werden. Für diese 
Kommunikation sind die federführend Zuständigen festzulegen. 
Noch problematischer ist es, wenn die Betroffenen nicht gleichzeitig 
Nutznießer der Maßnahme sind.  
Die Genehmigung wird für dieses Jahr in Aussicht gestellt. 

- Hochwasserschutz an der Emscher in Oberhausen – einseitige 
Deichsanierung auf 2 km Länge, seit 3 Jahren im Verfahren. Aufgrund der 
beengten Situation ist die Deichsanierung nur mit einer Spundwand 
möglich, welche zudem abschnittsweise landseitig 1,4– 1,8 m 
herauskragt.  
Die Zahl der Verfahrensbeteiligten war groß und es waren anschließend 
umfangreiche Abstimmungen mit den Versorgern erforderlich. Hinzu kam 
eine aufwändige technische Prüfung, ob die Maßnahme den Vorgaben 
der Deichsicherheit entspricht und den Hochwasserschutz sicherstellt. 
Die Genehmigung wird für dieses Jahr in Aussicht gestellt.  

- Hochwasserschutz in Oberhausen – einseitige Deichsanierung auf 300 m 
Länge seit einem Jahr im Genehmigungsverfahren. Ein Antrag auf 
vorgezogenen Maßnahmenbeginn in 2024 nach § 17 WHG wurde nicht 
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positiv beschieden, da die Plangenehmigung zeitnah in Aussicht gestellt 
wurde. Aufgrund der erforderlichen Abstimmungen und 
Nebenbestimmungen wird die Genehmigung nun für 2025 in Aussicht 
gestellt.  

 
15. Bitte nennen Sie möglichst konkrete Vorschriften, Abläufe etc., die angepasst 

werden müssten und erläutern Sie die Problematik und mögliche Lösungsansätze.  
 

- Frühzeitige Beteiligung der relevanten Stakeholder durch die 

Genehmigungsbehörde mit dem Ziel, möglichst zahlreiche Unterstützer 

der Maßnahme zu gewinnen 

- Vorgabe von Prioritäten bei konkurrierenden Nutzungen/Zielen 

- Gute, frühzeitige und durchgehende Öffentlichkeitsarbeit 

- im Planverfahren, innerhalb eines sektoralen Fachbereiches/Themas: 

möglichst Abstimmung nur mit einer behördlichen Hierarchieebene, in 

Abhängigkeit von der (kommunalen, regionalen, landesweiten) 

Betroffenheit des Rechtsbereiches/Schutzgutes/Planungsziels 

- Reduzierung der Ansprüche bei erheblich veränderten Wasserkörpern 

- Einführen von Instrumentarien, die eine frühzeitige Flächenbeschaffung 

und -sicherung ermöglichen, möglichst in Konsenslösungen mit den 

Betroffenen 

- Bei maßgeblich ökologisch begründeten Planungen: Ziele des rein 

konservierenden Arten-, Biotop- und Bodenschutzes mit den geplanten 

zukünftigen ökologischen Wertigkeiten abgleichen  

 
 
 

Mechthild Semrau 
Geschäftsbereich Grundlagen und Entwicklung 
Abteilung Fluss und Landschaft 
Gruppenleiterin Landschaft und Gewässerstruktur 
 
EMSCHERGENOSSENSCHAFT/LIPPEVERBAND 
Kronprinzenstr. 24 
45128 Essen 
 
Telefon:  +49 (201) 104 - 2230  
Telefax:  +49 (201) 104 - 2904 
semrau.mechthild@eglv.de 
www.eglv.de 


